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POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 

Nur per E-Mail 

Oberste Finanzbehörden 
der Länder 

Dr. Hans-Ulrich Misera 

Unterabteilungsleiter IV A 

HAUSANSCHRIFT 

TEL 

Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
+49 (0) 30 18 682-4602 

FAX +49 (0) 30 18 682-884602 

E-MAIL IVA3@bmf.bund.de 

DATUM 27. September 2019 

BETREFF Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) 

BEZUG		 TOP 12, 14 und 15.3 der Sitzung AO II/2019;
	
BMF-Schreiben vom 26. August 2019
	
- IV A 3 - S 0325/19/10002 :002 -;
	
TOP 4.5 der Sitzung ASt I/2019;
	
TOP 7 der Sitzung AO III/2019
	
TOP 2, 3 und 11 der Sitzung BP II/2019
	

GZ IV A 3 - S 0062/19/10009 :001
	
DOK 2019/0833449
	

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)
	

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 

S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 17. Juni 2019 (BStBl I S. 518) geändert 

worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 

1. Der AEAO zu § 122 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Nummer 1.7.1 wird folgende neue Nummer 1.7.2 eingefügt: 

„1.7.2 Bevollmächtigter kann u. a. auch der Vollmachtnehmer einer sog. Vorsorge-

vollmacht sein. Eine Vorsorgevollmacht ist eine allgemeine rechtsgeschäftliche 

Vollmacht. Durch die Vorlage der Vorsorgevollmacht beim Finanzamt, in der 

die Befugnis zur Vertretung gegenüber Behörden eingeräumt ist, ist der 

Vollmachtnehmer für das Besteuerungsverfahren Bevollmächtigter i. S. d. § 80 

AO. Die Vorsorgevollmacht bleibt in Kraft, wenn der Vollmachtgeber nach 

Erteilung der Vollmacht geschäftsunfähig geworden ist. Bescheide sind 

www.bundesfinanzministerium.de 

http:www.bundesfinanzministerium.de
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grundsätzlich dem in der Vorsorgevollmacht bestimmten Vollmachtnehmer als 

Empfänger zu übermitteln.“ 

b) Die bisherigen Nummern 1.7.2 bis 1.7.6 werden die neuen Nummern 1.7.3 bis 1.7.7. 

c) Nach der Nummer 2.2.3 wird folgende neue Nummer 2.2.4 angefügt: 

„2.2.4 Ist ein volljähriger Inhaltsadressat (Steuerschuldner) aufgrund einer 

psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen 

Behinderung nicht in der Lage, seine Angelegenheiten ganz oder teilweise 

besorgen zu können, bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von 

Amts wegen für ihn einen Betreuer (§ 1896 Abs. 1 Satz 1 BGB). Der 

Beschluss, mit dem die Betreuerbestellung erfolgt (§ 286 FamFG), und der 

Betreuerausweis (§ 290 FamFG) müssen den Aufgabenkreis, in dessen 

Rahmen der Betreuer für den Betreuten tätig werden darf sowie die Anordnung 

etwaiger Einwilligungsvorbehalte (§ 1903 BGB) enthalten. Innerhalb des 

Aufgabenkreises ist der Betreuer gesetzlicher Vertreter des Betreuten (§ 1902 

BGB). Der Aufgabenkreis „Vermögenssorge“ beinhaltet auch die Erledigung 

der steuerlichen Angelegenheiten des Betreuten. In diesem Fall hat der 

Betreuer die steuerlichen Pflichten des Betreuten zu erfüllen (§ 34 Abs. 1 AO). 

Die ausdrückliche Erwähnung der Erfüllung der steuerlichen Pflichten ist nicht 

erforderlich, es genügt, wenn die Wahrnehmung der steuerlichen Belange in 

einem sachlichen Zusammenhang mit den übertragenen Aufgaben steht. 

Umfasst die Betreuung die Erledigung der steuerlichen Angelegenheiten des 

Betreuten, sind Bescheide ausschließlich dem Betreuer als Bekanntgabe-

adressaten bekannt zu geben. Inhaltsadressat bleibt der Steuerpflichtige (BFH-

Beschluss vom 10.5.2007, VIII B 125/06, BFH/NV S. 1630). Wird der 

Bescheid in solchen Fällen dem Betreuten bekannt gegeben, ist er unwirksam; 

eine Heilung des Bekanntgabemangels ist nicht möglich (vgl. Nr. 4.1.3 des 

AEAO zu § 122).“ 

2.		Nach der Regelung des AEAO zu § 138 wird folgende neue Regelung zu § 138a 

eingefügt: 

„AEAO zu § 138a - Länderbezogener Bericht multinationaler Unternehmensgruppen 

Auf das BMF-Schreiben vom 11.7.2017, BStBl I S. 974 wird verwiesen. 
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Gemäß § 138a Abs. 4 Satz 1 AO ist eine einbezogene inländische Konzerngesellschaft 

verpflichtet, den länderbezogenen Bericht für einen Konzern mit einer ausländischen 

Konzernobergesellschaft, die nach Abs. 1 zur Übermittlung des länderbezogenen Berichts 

verpflichtet wäre, wenn sie Sitz oder Geschäftsleitung im Inland hätte, dem Bundes-

zentralamt für Steuern zu übermitteln, wenn das Bundeszentralamt für Steuern keinen 

länderbezogenen Bericht erhalten hat. 

Ergänzend hierzu besteht die Verpflichtung zur Abgabe des länderbezogenen Berichts für 

die einbezogene inländische Konzerngesellschaft nur, sofern die folgenden Voraus-

setzungen erfüllt sind: 

1.		Die einbezogene Konzerngesellschaft hat ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im 

Inland und 

2.		eine der folgenden Voraussetzungen ist erfüllt: 

a)		 die ausländische Konzernobergesellschaft ist in ihrem Ansässigkeitsstaat nicht zur 

Vorlage eines länderbezogenen Berichts verpflichtet, 

b)		 der Ansässigkeitsstaat der ausländischen Konzernobergesellschaft verfügt über eine 

geltende internationale Übereinkunft, dessen Vertragspartei die Bundesrepublik 

Deutschland ist, jedoch über keine geltende Vereinbarung über den Austausch der 

länderbezogenen Berichte zwischen den zuständigen Behörden zu dem in § 138a 

Abs. 6 Satz 1 AO festgelegten Zeitpunkt für die Vorlage des länderbezogenen 

Berichts für das Wirtschaftsjahr, oder 

c)		 es zu einem systemischen Versagen des Ansässigkeitsstaates der ausländischen 

Konzernobergesellschaft gekommen ist, über welches die einbezogene inländische 

Konzerngesellschaft vom Bundeszentralamt für Steuern unterrichtet wurde. 

Systemisches Versagen bedeutet entweder, dass ein Staat zwar über eine geltende Verein-

barung über den Austausch der länderbezogenen Berichte zwischen den zuständigen 

Behörden mit der Bundesrepublik Deutschland verfügt, den automatischen Informations-

austausch (aus anderen als den in den Bestimmungen dieser Vereinbarung vorgesehenen 

Gründen) jedoch ausgesetzt hat, oder dass ein Staat auf andere Weise über einen längeren 

Zeitraum hinweg versäumt hat, die in seinem Besitz befindlichen länderbezogenen 

Berichte über einbezogene inländische Konzerngesellschaften der Bundesrepublik 

Deutschland automatisch zu übermitteln. 

Die einbezogene inländische Konzerngesellschaft ist nicht zur Vorlage eines länder-

bezogenen Berichts verpflichtet, sofern die ausländische Konzernobergesellschaft in ihrem 
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Ansässigkeitsstaat nicht zur Vorlage eines länderbezogenen Berichts verpflichtet ist, da die 

konsolidierten Umsatzerlöse im vorangegangenen Wirtschaftsjahr die in diesem anderen 

Staat geltende Umsatzschwelle, die im Januar 2015 etwa 750 Millionen € entsprach, nicht 

überstieg.“ 

3.		Im Satz 4 des AEAO zu § 140 wird das Klammerzitat „(Rz. 3 des BMF-Schreibens vom 

16.5.2011, BStBl I S. 530)“ durch das Klammerzitat „(BFH-Urteil vom 14.11.2018, 

I R 81/16, BStBl 2019 II S. 390)“ ersetzt. 

4.		Der AEAO zu § 144 wird wie folgt geändert: 

a)		 Der bisherige Satz 5 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Erleichterungen nach § 14 Abs. 6 UStG für die Ausstellung von Rechnungen (z. B. 

nach §§ 31, 33 UStDV) gelten für Zwecke dieser Vorschrift ausschließlich für die 

Erteilung eines Belegs i. S. v. § 144 Abs. 4 AO. Auf die Aufzeichnungspflichten des 

§ 144 AO finden sie keine Anwendung.“ 

b)		 Der bisherige Satz 6 wird der neue Satz 7. 

5.		Der AEAO zu § 154 wird wie folgt geändert: 

a)		 Der letzte Absatz der Nummer 11.1 wird wie folgt gefasst: 

„Auf die Erhebung steuerlicher Ordnungsmerkmale (Nr. 10 des AEAO zu § 154) kann 

in folgenden Fällen verzichtet werden: 

- bei öffentlichen Förderkrediten, wenn die Auszahlung des Kredits über ein 

legitimationsgeprüftes Konto bei einem anderen Kreditinstitut erfolgt, 

- bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts (einschließlich 

Eigenbetrieben).“ 

b)		 Im letzten Absatz der Nummer 11.2 wird das Wort „Abwicklung“ durch das Wort 

„Auszahlung“ ersetzt. 

6.		Die Nummer 1 des AEAO zu § 160 wird wie folgt neu gefasst: 

„1.		Bei der Anwendung des § 160 AO ist zunächst zu entscheiden, ob ein Benennungs-

verlangen geboten ist. Es steht im pflichtgemäßen Ermessen des Finanzamts, ob es 

sich den Gläubiger von Schulden oder den Empfänger von Ausgaben vom Steuer-
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pflichtigen benennen lässt (BFH-Urteile vom 25.11.1986, VIII R 350/82, BStBl 1987 

II S. 286, und vom 10.3.1999, XI R 10/98, BStBl II S. 434). 

§ 160 AO ist nicht anzuwenden, wenn der Abzug einer Schuld oder Ausgabe bereits 

daran scheitert, dass dessen Höhe oder sein Zusammenhang mit der steuerlichen 

Sphäre nicht nachgewiesen ist (vgl. BFH-Beschluss vom 25.7.2012, X B 175/11, 

BFH/NV 2013 S. 44) oder die Schulden oder Ausgaben aufgrund anderweitiger 

steuerlicher Vorschriften beim Steuerpflichtigen nicht steuermindernd zu berück-

sichtigen sind. 

Das Benennungsverlangen ist eine nicht selbständig anfechtbare Vorbereitungs-

handlung (BFH-Urteil vom 20.4.1988, I R 67/84, BStBl II S. 927). 

1.1 Gläubiger i. S. d. § 160 Abs. 1 Satz 1 AO ist der wirtschaftliche Eigentümer der 

Forderung. 

Empfänger i. S. d. § 160 Abs. 1 Satz 1 AO ist derjenige, dem der in den Betriebs-

ausgaben enthaltene wirtschaftliche Wert vom Steuerpflichtigen übertragen wurde und 

bei dem er sich demzufolge steuerlich auswirkt (BFH-Urteil vom 25.1.2006, 

I R 39/05, BFH/NV S. 1618). Damit ist derjenige gemeint, der die vom Steuer-

pflichtigen geleistete Zahlung aufgrund eigener Leistung verdient hat (vgl. BFH-Urteil 

vom 4.4.1996, IV R 55/94, BFH/NV S. 801). Bei der Zwischenschaltung einer Person, 

welche die vereinbarten Leistungen nicht selbst erbringt, ist der Empfänger nicht die 

zwischengeschaltete Person, sondern der hinter ihr stehende Dritte, an den die Gelder 

letztlich gelangt sind (vgl. BFH-Beschluss vom 11.10.2013, III B 50/13, BFH/NV 

2014 S. 289). 

1.2 Für eine genaue Bezeichnung des Empfängers ist nach dem Zweck des § 160 AO die 

Angabe des vollen Namens und der Adresse des Empfängers erforderlich, so dass die 

Finanzbehörde ihn ohne Schwierigkeiten feststellen kann. Die Bezeichnung ist nicht 

„genau“, wenn sich herausstellt, dass der Empfänger zwar existiert, dass aber der 

mitgeteilte Name fingiert, also falsch ist (vgl. BFH-Urteil vom 4.4.1996, IV R 55/94, 

BFH/NV S. 801). Entsprechendes gilt für die Bezeichnung des Gläubigers. 

1.3 Identitätsüberprüfungen sind für den Steuerpflichtigen nicht bereits deshalb unzu-

mutbar, weil ungewöhnliche Marktbedingungen vorliegen, insgesamt eine Vielzahl 

von Geschäftsvorfällen zu erfassen ist oder hierdurch Umsatzeinbußen und Nachteile 

gegenüber anderen Wettbewerbern entstehen (BFH-Urteil vom 10.3.1999, XI R 10/98, 

BStBl II S. 434 - m. w. N.). Ggfs. muss sich der Steuerpflichtige im Rahmen einer 

ordnungsmäßigen Geschäftstätigkeit über Namen und Adressen der Anlieferer anhand 
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von Ausweispapieren vergewissern, etwa durch Einsichtnahme in den Personal-

ausweis, Pass oder Führerschein. Nur in Ausnahmefällen kaum zu bewältigender 

tatsächlicher oder rechtlicher Schwierigkeiten kann dem Steuerpflichtigen eine 

Ermittlung billigerweise nicht zugemutet werden. Dies trifft für die Bezeichnung 

einzeln bestimmbarer Zahlungsempfänger regelmäßig nicht zu (BFH-Urteil vom 

10.3.1999, XI R 10/98, BStBl II S. 434). 

1.4 Ein Benennungsverlangen ist insbesondere ermessensgerecht, wenn aufgrund der 

Lebenserfahrung und/oder der Umstände des Einzelfalls die Vermutung naheliegt, der 

Empfänger einer Zahlung bzw. der Gläubiger einer Forderung habe diese zu Unrecht 

nicht versteuert. Hiervon ist regelmäßig auszugehen bei Geschäften ohne Rechnung, 

bei hohen Bargeldzahlungen, bei ungewöhnlichen Zahlungsmodalitäten und bei 

Schwarzarbeit. Ein Benennungsverlangen darf auch dann gestellt werden, wenn der 

Steuerpflichtige den Empfänger nicht bezeichnen kann, weil ihm bei Auszahlung des 

Geldes dessen Namen und Anschrift unbekannt waren. Dies gilt sowohl für den Fall, 

dass er den Geschäftspartner nicht um diese Angaben gebeten hat, als auch für den 

Fall, dass dieser die Angaben ablehnt. 

1.5 Unabhängig davon ist die Benennung des Gläubigers oder des Empfängers stets zu 

verlangen, wenn Anhaltspunkte für eine straf- oder bußgeldbewehrte Vorteils-

zuwendung vorliegen. Zum einkommensteuerrechtlichen Abzugsverbot für die 

Zuwendung von Vorteilen i. S. d. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 10 EStG und zum Verhältnis 

dieser Vorschrift zu § 160 AO vgl. BMF-Schreiben vom 10.10.2002 (BStBl I 

S. 1031). Zur Belehrungspflicht, wenn das Benennungsverlangen eine vermutete straf-

oder bußgeldbewehrte Vorteilszuwendung zum Gegenstand hat, vgl. Tz. 30 des BMF-

Schreibens vom 10.10.2002 (a. a. O.). 

1.6 Wegen der Stellung von Personen, die aufgrund ihres Berufes zur Auskunfts-

verweigerung berechtigt sind, vgl. AEAO zu § 159, Satz 1.“ 

7. Die Nummer 5.1 des AEAO zu § 173 wird wie folgt gefasst: 

„5.1Die Aufhebung oder Änderung eines Steuerbescheids zugunsten des Steuerpflichtigen 

ist grundsätzlich ausgeschlossen, wenn den Steuerpflichtigen ein grobes Verschulden 

daran trifft, dass die Tatsachen oder Beweismittel dem Finanzamt erst nachträglich 

bekannt geworden sind. Als grobes Verschulden hat der Steuerpflichtige Vorsatz und 

grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Grobe Fahrlässigkeit ist anzunehmen, wenn er die 

ihm nach seinen persönlichen Verhältnissen zumutbare Sorgfalt in ungewöhnlichem 

Maße und in nicht entschuldbarer Weise verletzt (BFH-Urteile vom 3.2.1983, 

IV R 153/80, BStBl II S. 324, und vom 18.5.1988, X R 57/82, BStBl II S. 713). 
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Anhaltspunkte, die auf ein grobes Verschulden des Steuerpflichtigen hindeuten, sind 

von der Finanzbehörde darzulegen und ggf. zu beweisen, die insoweit die Feststel-

lungslast trägt (vgl. BFH-Urteile vom 22.5.1992, VI R 17/91, BStBl 1993 II S. 80, und 

vom 10.2.2015, IX R 18/14, BStBl 2017 II S. 7). Kann bei dem zu beurteilenden 

Sachverhalt nach ständiger Rechtsprechung von einem groben Verschulden 

ausgegangen werden (siehe Nr. 5.1.2 und 5.1.3 des AEAO zu § 173), trägt der 

Steuerpflichtige die Feststellungslast für atypische Umstände, aufgrund derer im 

Einzelfall gleichwohl ein grobes Verschulden zu verneinen ist.“ 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 

(http://www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik Themen - Steuern -

Steuerverwaltung & Steuerrecht - Abgabenordnung - AO-Anwendungserlass) zum Download 

bereit. 

Im Auftrag
	

Dr. Misera
	

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

http:http://www.bundesfinanzministerium.de

